
VERÖFFENTLICHUNGSEXEMPLAR 29.04.2024 – 14.05.2024 

8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Siedlung Am Hain“ der Stadt Usedom 

Entwurfsfassung von 11-2023 

Nach Einschätzung der Stadt Usedom wesentliche, bereits vorliegende umweltbezogene 

Stellungnahmen: 

- Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung Insel Usedom vom 

10.03.2023 

- Straßenbauamt Neustrelitz vom 17.03.2023 

- Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern vom 23.03.2023 

- Wasser- und Bodenverband Insel Usedom-Peenestrom vom 24.03.2023 

- Landkreis Vorpommern-Greifswald vom 30.03.2023 

 SB Bauleitplanung 

 SB Denkmalschutz 

 SG Naturschutz 

 SB Abfallwirtschaft/Bodenschutz 

 SB Immissionsschutz 

 SG Verkehrsstelle 

 SB Breitband 

 SB Abwehrender Brandschutz 

 SB Katastrophenschutz 

- Hauptzollamt Stralsund vom 31.03.2023 

 

- Bürger vom 25.04.2023 
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  Hauptzollamt Stralsund 
 

 

  

      

POSTANSCHRIFT Hauptzollamt Stralsund, Postfach 22 64, 18409 Stralsund     
 nur per E-Mail: 

  p.thore@amtusedom-sued.de 
 
Amt Usedom Süd 
Markt 7 
17406 Usedom 

BEARBEITET VON Herr Heinze 

  TEL 0 38 31. 3 56 - 4004 (oder 3 56 - 0) 

  FAX 0 38 31. 3 56 - 4050 

  E-MAIL poststelle.hza-stralsund@zoll.bund.de 

  DE-MAIL poststelle.hza-stralsund@zoll.de-mail.de 

  DATUM 31. März 2023 

   
 

  
BETREFF Entwurf zur 8. Änderung BP 1 "Siedlung am Hain" der Stadt Usedom 

   
   

BEZUG Ihre E-Mail vom 06.03.2023 
   

ANLAGEN  
   

GZ Z 2316 B – BB 37/2023 – B 110002   (bei Antwort bitte angeben)  
   

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

 

im Rahmen der Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB merke ich zu dem Entwurf zur 8. 

Änderung BP 1 "Siedlung am Hain" der Stadt Usedom folgendes an: 

 

1 

Ich erhebe aus zollrechtlicher und fiskalischer Sicht keine Einwendungen gegen den Ent-
wurf.  
 

2 

Darüber hinaus gebe ich folgende Hinweise: 

Das Plangebiet befindet sich im grenznahen Raum (§ 14 Abs. 1 ZollVG i. V. m. § 1, Anlage 1 

C der Verordnung über die Ausdehnung des grenznahen Raumes und die der Grenzaufsicht 

unterworfenen Gebiete – GrenzAV -). Insoweit weise ich rein vorsorglich auf das Betretungs-

recht im grenznahen Raum gem. § 14 Abs. 2 ZollVG, welches auch während etwaiger Bau-

phasen jederzeit gewährleistet sein muss, hin.  

Darüber hinaus kann das Hauptzollamt verlangen, dass Grundstückseigentümer und 

-besitzer einen Grenzpfad freilassen und an Einfriedungen Durchlässe oder Übergänge ein-



 

 

 richten, das Hauptzollamt kann solche Einrichtungen auch selbst errichten (Sätze 2 und 3 

ebendort). 

 

 

Für Rückfragen steht der Unterzeichner gern zur Verfügung. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 
 

 

 

Böhning 

 

 

Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 



Dienstleistungen & Service 

Stephan Eggebrecht 

Bäderstr. 58 

17406 Usedom 

Tel.: 0173/9961330 

 

 

Amt Usedom-Süd 

Bauamt 

Markt 7 

17406 Usedom 

 

         Usedom, 25. April 2023 

 

Stellungnahme zur 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Siedlung Am Hain“ 

der Stadt Usedom 

 

Sehr geehrter Herr Hagemann, 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

als unmittelbar Betroffener des Bebauungsplanes Nr. 1 „Siedlung Am Hain“ der Stadt Usedom und 

Eigentümer des „Dienstleistungsunternehmens“ (wie es auf Seite 12 der Begründung richtig zu 

lesen ist) sowie der dazugehörigen Grundstücke auf dem mein Unternehmen ansässig ist, möchte 

ich wie folgt Stellung beziehen. 

Aus der Begründung (Seite 12) geht hervor, dass der Containerdienst, also das Abladen und 

Aufladen der Container, während der normalen Betriebszeiten (7:00 Uhr bis 16 Uhr) stattfindet. 

Wie richtig erwähnt, werden auf meinem Betriebsgelände auch Baumaterialien gelagert, der 

Winterdienst und Abschleppdienst gehören ebenso dazu. Ich weise vorsorglich darauf hin, dass 

sich der Winterdienst nur auf die Wintermonate, November bis einschließlich März beläuft. Dieser 

kann, aufgrund der täglich 24-stündigen Bereitschaft, zeitlich nicht begrenzt bzw. eingegrenzt 

werden. Das gilt ebenso für den Abschleppdienst, welcher allerdings nicht nur auf die 

Wintermonate begrenzt ist. Die in der Begründung aufgeführten Betriebszeiten sind demnach 

nicht ganz richtig und wurden zudem nicht mit mir abgesprochen oder erfragt. Die „normalen“ 

Betriebszeiten sind wegen der vielfältigen Tätigkeiten und Bereitschaften nicht zu garantieren.  

Daran schließt sich auch die Thematik des betrieblichen Lärms. Laut der Begründung bestehen 

„keine lärmtechnischen Gefährdungen für die geplanten Wohnbebauungen“ (Seite 12), das ist als 

direkt angrenzender Unternehmer auch nicht meine Absicht. Jedoch wurden hier keine 

nachweislichen Untersuchungen unternommen, um diese Aussage, seitens der Stadt, zu 

bekräftigen. Den künftigen Bauherren sollte klar sein, dass entsprechende Fahrzeuge, wie LKW, 

Radlader, Multicar uvm. entsprechenden Lärm verursachen. Da meines Wissens bisher keine 
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Lärmschutzmaßnahmen getroffen wurden oder errichtet werden sollen, sind die künftigen 

Anwohner den Immissionen direkt ausgesetzt. Die Bauherren sollten daher nicht vor falschen 

Tatsachen gestellt werden und entsprechend informiert sein.  

Während der Sitzung der Stadtvertreter am 15.02.2023 wurde über die künftige Baustraße 

diskutiert. Hierbei stellte sich heraus, dass diese über die Stolper Straße und das Flurstück mit der 

Nummer 148/3 erfolgen soll. Die unmittelbar an dem Flurstück, und damit der künftigen 

Baustraße, angrenzenden Bebauungen würden durch den täglichen Verkehr der bis zu 40 Tonnen 

schweren Baufahrzeuge erhebliche Belastungen ausgesetzt werden und die Bausubstanz 

beträchtlich gefährden. Fraglich ist an dieser Stelle, wann die Baustraße errichtet werden soll und 

wie lange sie dann erhalten bleibt. Der Ursprungsplan, der auf der jetzigen Änderung bereits 

Wohnbebauung vorsieht, besteht seit 1996, allerdings finden sich hier bis heute keine 

entsprechenden Gebäude. Bisher haben sich lediglich 6 Interessenten für ein Grundstück in der 

vorliegenden Änderung gemeldet (Stand 15.02.2023 – Sitzung der Stadtvertreter). Planmäßig 

sollen allerdings 16 Wohnhäuser als Einzelbauten entstehen. Mit einer Differenz von 10 

Interessenten und einer Planzeit, ohne jeglichen Fortschritt, von bisher 27 Jahren, stellt sich die 

Frage, welchen Bedarf an Wohnraum die Stadt Usedom tatsächlich hat. Wenn seit 27 Jahren nicht 

bebaut wurde, warum sollte es dann in den nächsten 27 Jahren anders sein? Sollte in 

unbestimmter Zeit der erste Bauherr mit dem Bau beginnen und die Baustraße entsprechend 

eingerichtet werden, wie lange besteht diese dann fort? Bis der letzte von 16 Bauherren sein Haus 

errichtet hat? Also auf unbestimmte Zeit, oder für die nächsten 27 Jahre?  

Bisher wurde ein Teil der Fläche durch mich, seit einigen Jahren, gepachtet und bewirtschaftet. An 

einem Verkauf an mich, nach mehrfachen Angeboten (sowohl mündlich als auch schriftlich), war 

die Stadt nicht interessiert und hat entsprechend abgelehnt. Zumal die Fläche bisher auch nur 

durch mich genutzt wurde und keine Bebauungen in Aussicht waren/sind. Auch durch den Verkauf 

dieser Fläche, an mich als Unternehmer, wäre noch immer genügend Platz für Wohnbebauung. 

Mit entsprechenden Maßnahmen des Lärmschutzes, einer ordnungsgemäßen Absprache mit den 

Betroffenen und einer Kompromissbereitschaft auf allen Seiten, auch im Hinblick auf die 

Planänderung, ist ein friedliches Nebeneinander machbar und möglich. Allerdings ist hier ein 

Entgegenkommen seitens der Stadt mir gegenüber, als junger Unternehmer, leider nicht spürbar.  

Gegenüber dem Verein ‚Usedomer Traktoren und Schlepperfreunde‘ scheint die Stadt hier wohl 

kompromissfreudiger zu sein, wie sich an der vorliegenden Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 

zeigt. Und wie sich an dem Grundstücksverkauf zugunsten des Vereines und die damit 

einhergehende Änderung des Planes, u. a. um die Weiterentwicklung des Vereins zu 

gewährleisten, deutlich wird. Wie oben erwähnt, wurden meine Anfrage hierzu nie 

wahrgenommen. Es ist mir völlig unverständlich, weshalb sich die Gemeinde mir gegenüber 

kompromisslos zeigt. Dabei sollten doch gemäß § 1 Abs. 7 i. V. m. Abs. 8 BauGB alle Belange, 

sowohl öffentlich als auch privat, bei der Planung berücksichtigt und abgewogen werden. Meine 

Belange sind bisher immer unberücksichtigt geblieben. 

Dazu folgender Hintergrund: 

Mit dem Ursprungsplan aus dem Jahr 1996 wurde der Bereich meines Firmengeländes, aus mir 

unbekannten Gründen, mit ‚allgemeinem Wohnen‘ (WA) überplant, trotz vorhandenen Gewerbes. 

Bereits in den DDR-Zeiten fand dort, auf den von mir 2014 käuflich erworbenen Grundstücken, 



gewerbliches Treiben statt. Auf Nachfragen, bzgl. der Überplanung, konnte die zuständige 

Verwaltung keine konkrete Information geben. Die Begründung des Ursprungsplanes aus dem 

Jahr 1996, die hierzu eventuell Aufschluss geben kann, ist im zuständigen Amt scheinbar nicht 

auffindbar. Gemäß §§ 10 Abs. 3 Satz 2 und 10a Abs. 2 BauGB haben die Gemeinden und Städte, 

die Pläne sowie die Begründungen „zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten“ bzw. entsprechend 

Auskunft zu geben und diese sogar online zu veröffentlichen. Dies ist hier definitiv nicht gegeben 

und zu hinterfragen. Weiterhin ist fraglich, weshalb die Stadt an dem Plan, der bereits seit 27 

Jahren besteht, festhält, obwohl die Realisierung der Ursprungsplanung nicht erfolgte, wie einst 

vorgesehen. Denn auf meinen Grundstücken findet man nach wie vor Gewerbe und auf dem 

Geltungsbereich der vorliegenden 8. Änderung befindet sich noch immer keine Wohnbebauung. 

Die Entwicklung der Flächen zeigt demnach eine andere, als einst von der Stadt überplant und 

erwartet. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb der tatsächliche Bestand und die tatsächliche 

Entwicklung hier unberücksichtigt bleibt bzw. nicht angepasst wird, trotz mehrfacher Nachfrage, 

wie bereits oben erwähnt. Und mir somit Entwicklungsmöglichkeiten sowie Um- und 

Ausbaumaßnahmen verwehrt bleiben.  

Dies spiegelt sich leider auch an anderer Stelle wider. Mit Entstehung der Baustraße muss ein 

großer Baum an der Stolper Straße gefällt werden. Andernfalls ist es für die Baufahrzeuge nicht 

möglich auf die Baustraße und damit zu den Baugrundstücken zu gelangen. Dies widerspricht den 

Festsetzungen des Ursprungsplanes aus dem Jahr 1996, laut diesem, sollen die bestehenden 

Bäume an der Stolper Straße erhalten bleiben. Dies wird in der Begründung (Seite 8 und 20) und 

in den Festsetzungen des Planes der vorliegenden 8. Änderung nochmals verdeutlicht. Allerdings 

mit dem Zusatz, dass, falls es doch zur Fällung kommt, diese „durch Ersatzpflanzungen derselben 

Art zu ersetzen“ sind. Auf Nachfrage meinerseits, sagte man mir schlichtweg, dass eine Fällung 

nicht gestattet ist. Die Zufahrt auf mein Grundstück, seitens der Stolper Straße, wäre mit der 

Fällung eines Baumes wesentlich einfacher und würde mehrfaches rangieren der LKWs oder 

anderer größerer Fahrzeuge um einiges erleichtern und ein zeitweises Blockieren der Stolper 

Straße vermeiden. Wie sich zeigt, zeigt sich die Stadt hier ebenfalls nicht offen, hilfs- oder 

kompromissbereit. Natürlich mit Ausnahme der eigenen Vorhaben. Allerdings möchte ich hier 

folgende Anmerkung machen. Der zu fällende Baum an der Stolper Straße bedarf der 

Genehmigung der unteren Naturschutzbehörde, gemäß § 18 NatSchAG M-V, und muss fachlich 

begründet sein. Eine Genehmigung wird u. a. dann erteilt, wenn gemäß § 15 Abs. 5 BNatSchG „die 

Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden […] und die Belange des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen 

Belangen im Range vorgehen.“, weiter zu beachten ist hier der § 15 Abs. 1 BNatSchG der besagt, 

dass „der Verursacher eines Eingriffs“ verpflichtet ist, „vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur 

und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen sind vermeidbar, wenn zumutbare 

Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren 

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind. Soweit 

Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, ist dies zu begründen.“. Um diesen Eingriff 

in die Natur zu vermeiden, sollte die Stadt demnach alle Alternativen für die geplante Baustraße 

prüfen. Daher ist an dieser Stelle und im späteren Verlauf der Erschließungsplanung der Henstedt-

Ulzburg-Ring als befestigte und vorhandene Straße als Alternative zu betrachten und gerecht 



abzuwägen. Die Straße ist zum einen vorhanden und zum anderen müssen hier keine 

Baumfällungen stattfinden und der Eingriff in die Natur wird ebenso vermieden.  

Aus der Sitzung war ebenfalls rauszuhören, dass die Mitglieder der Stadtvertretung über die 

Planung selbst und über die finanziellen Auswirkungen dieser, gar nicht Bescheid wissen. Daher 

ist anzunehmen, dass hier einige Unstimmigkeiten und Unwissenheit seitens der Mitglieder der 

Stadtvertretung herrschen. Eine Analyse der anfallenden Kosten gegenüber der eigentlichen 

Nutzung dieser Planänderung ist scheinbar nicht erfolgt und den Mitgliedern der Stadtvertretung 

völlig unklar. Es ist fraglich, ob sich die Vertreter der Stadt Usedom zuvor mit dem Kosten-Nutzen-

Faktor dieser vermutlich teuren Planung auseinandergesetzt haben.  

 

Als junger Unternehmer und Betroffener des Bebauungsplanes Nr. 1 „Siedlung Am Hein“ der Stadt 

Usedom möchte ich der vorgesehenen 8. Änderung des Planes nicht im Wege stehen, sondern 

lediglich meine Bedenken, Anregungen, Sorgen und Belange zum Ausdruck bringen, welches mir 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zusteht. Ich erhoffe mir ein friedliches Nebeneinander mit den künftigen 

Bauherren und eine gewisse Akzeptanz und Verständnis gegenüber meiner seit Jahren 

bestehenden Betriebsstätte, vor allem auch seitens der Stadt.  

 

Abschließend möchte ich noch folgende einzelne Anmerkungen und Anregungen zu den 

Planungsunterlagen machen: 

Um der Anstoßwirkung gerecht zu werden, ist es ratsam, die Unterlagen für den an der Planung 

interessierten Bürger verständlich, nachvollziehbar und übersichtlich zu gestalten. Die 

Begründung wirkt auf den ersten Blick sehr umfangreich. Beim Lesen fällt allerdings auf, dass 

einige Punkte doppelt und dreifach aufgeführt werden, was zu einigen Verwirrungen führt. 

Festsetzungen und sogar die Hinweise seitens der Träger öffentlicher Belange werden eins zu eins 

aus der Satzung/der Planzeichnung übernommen und nicht begründet. Für die Satzung sind einige 

Hinweise der Träger obsolet. Die Begründung muss, gemäß § 2a BauGB, dem Entwurf beigefügt 

werden, mit ihr werden die „Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des Bauleitplanes“ 

dargelegt. Dies ist hier nicht der Fall. Um dies zu verdeutlichen, folgendes Beispiel: Die textliche 

Festsetzung unter 1.2 besagt, „Das Errichten und Betreiben von Ferienhäusern und 

Ferienwohnungen ist nicht gestattet.“. In der Begründung unter Punkt 5.2 wird diese Festsetzung 

eins zu eins übertragen. Es wird hier nicht deutlich welches Ziel oder welchen Zweck mit dieser 

Festsetzung verfolgt werden soll und die Auswirkungen werden auch nicht erörtert. Die Frage 

‚Warum werden ausgerechnet hier, auf der Insel Usedom, einer touristischen Destination, keine 

Ferienwohnungen oder Ferienhäuser zugelassen werden?‘ steht hier unbeantwortet im Raum. 

Diese Problematik lässt sich auf alle Festsetzungen der Satzung übertragen. Der Zweck einer 

Begründung, nämlich die Planung und die damit einhergehenden Festsetzungen, zu begründen, 

also nachvollziehbar zu machen, wird hier nicht wirklich umgesetzt. Es lässt die Begründung fast 

überflüssig erscheinen.  

Um bei der Anstoßwirkung zu bleiben. Schwarz-Weiß-Pläne sind nun wirklich nicht mehr 

zeitgemäß. Unabhängig vom Ursprungsplan aus dem Jahr 1996, sind wir im Zeitalter der Farbe 

angekommen. Farblich gestaltete Pläne sind übersichtlicher und für uns Bürger leichter zu lesen 



und verstehen. Es gibt keinerlei Vorschriften darüber, dass die Farbgestaltung der 

Ursprungsplanung für Folgeplanung übernommen werden muss. Dies nebenbei bemerkt. 

Die Festsetzungen 2.1 und 3.4 stehen im Widerspruch. Gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO sind 

„Garagen, Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14“ in die GRZ 

einzurechnen. Demnach kann die Überschreitung der GRZ nicht erst „nicht zulässig“ und im 

weiteren Verlauf der Festsetzungen wieder „zulässig“ sein. Die Überschreitung der GRZ darf 

sogar um 50 % erfolgen, wenn nichts anderes festgesetzt ist (§ 19 Abs. 4 BauNVO). Eine 

Anpassung der Planung sollte hier dringend vorgenommen werden. Zumal die Begründung dazu 

auch keinen Aufschluss gibt, um den vorangegangenen Abschnitt nochmals zu bekräftigen. 

Außerdem werden zwar örtlichen Bauvorschriften nach § 86 LBauO M-V getroffen, aber keine 

Ordnungswidrigkeiten gemäß § 84 LBauO M-V festgesetzt, sodass hier keine Ahndung bei 

Verletzung der Bauvorschriften erfolgen könnte.  

Das Mischgebiet M3, welches für die Traktorenwelt, auch als solches erhalten bleibt, wird im 

rechtswirksamen Flächennutzungsplan aus dem Jahr 2006 als „Wohnflächen“ gemäß § 1 

BauNVO dargestellt. (Allein die Bezeichnung auf dem FNP ist falsch, denn gemäß § 1 BauNVO 

heißt es „Wohnbauflächen“.) Aus der Begründung geht hervor, dass die Anpassung mit der 

nächsten Änderung des FNP erfolgen soll. Hier stellt sich die Frage, wenn der Ursprungsplan aus 

dem Jahr 1996 hier bereits Mischgebiet vorgesehen hat, warum wurde dies nicht bereits 2006 

bei der Aufstellung des FNP berücksichtigt. Demnach wurde hier bereits das Entwicklungsgebot 

gemäß § 8 Abs. 2 BauGB nicht eingehalten. Da es sich bei der 8. Änderung nicht um ein 

beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB handelt, ist fraglich, aus welchen Gründen kein 

Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB durchgeführt wird. Die Planung verstößt demnach 

weiterhin dem Entwicklungsgebot (§ 8 Abs. 2 BauGB), somit wäre die Planung gemäß § 214 Abs. 

2 BauGB infrage zu stellen. 

Dies sind nur einige wenige Anmerkungen bzgl. der vorliegenden Änderung. Der Gemeinde ist 

anzuraten, die Planungsunterlagen nochmals zu überarbeiten.  

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Stephan Eggebrecht 
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